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Nummer 135  Geschäftsverkehr mit ausländischen Vertretungen in Haftsachen 
 
(1) 1Auf Verlangen der betroffenen Person ist unverzüglich die konsularische Vertretung zu unterrichten, 
wenn in deren Amtsbezirk eine Angehörige oder ein Angehöriger ihres Staates festgenommen, in Straf- 
oder Untersuchungshaft genommen oder ihr oder ihm anderweitig die Freiheit entzogen wird. 2Jede von der 
betroffenen Person an die konsularische Vertretung gerichtete Mitteilung über ihre Inhaftierung und ihren 
Aufenthaltsort ist unverzüglich weiterzuleiten. 3Die betroffene Person ist nachweislich über die in Artikel 36 
des Wiener Übereinkommens vom 24. April 1963 über konsularische Beziehungen (WÜK) niedergelegten 
Rechte zu belehren.

(2) Eine völkerrechtliche Verpflichtung zur Unterrichtung ohne oder gegen den Willen der betroffenen 
Person (vgl. Länderteil) ist zu beachten.

(3) Der Schriftverkehr zwischen einer inhaftierten Person ausländischer Staatsangehörigkeit und der für 
diese zuständigen diplomatischen oder konsularischen ausländischen Vertretung unterliegt der 
Überwachung und Beschränkung nach den allgemeinen Vorschriften.


